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Antrag – Unterstützung der Städteinitiative „Tempo 30“
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Sibbel,

gem. § 56 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes beantragen wir, die folgende 
Beschlussvorlage als Punkt in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Rates aufzunehmen.

Unterstützung der Städteinitiative „Tempo 30“

Der Rat der Stadt Löningen unterstützt die Initiative „Tempo 30“, welche sich bereits zahlreiche 
Kommunen angeschlossen haben, zur Erweiterung rechtlicher Handlungsspielräume bei der 
Anordnung von Tempo 30 innerorts.

Der Rat der Stadt Löningen schließt sich der nachfolgenden Erklärung vorbehaltlos an:

1. Wir bekennen uns zur Notwendigkeit der Mobilitäts- und Verkehrswende mit dem Ziel, die 
Lebensqualität in unseren Städten zu erhöhen.

2. Wir sehen Tempo 30 für den Kraftfahrzeugverkehr auch auf Hauptverkehrsstraßen als 
integrierten Bestandteil eines nachhaltigen gesamtstädtischen Mobilitätskonzepts und einer 
Strategie zur Aufwertung der öffentlichen Räume.

3. Wir fordern den Bund auf, umgehend die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
dass die Kommunen im Sinne der Resolution des Deutschen Bundestags vom 17.01.2020 
ohne weitere Einschränkungen Tempo 30 als Höchstgeschwindigkeit innerorts dort anordnen
können, wo sie es für notwendig halten.

4. Wir begrüßen ein vom Bund gefördertes begleitendes Modellvorhaben, das wichtige 
Einzelaspekte im Zusammenhang mit dieser Neureglung vertieft untersuchen soll (u. a. zu 
den Auswirkungen auf den ÖPNV, zur Radverkehrssicherheit und zu den Auswirkungen auf 
das nachgeordnete Netz), um ggf. bei den Regelungen bzw. deren Anwendung nachsteuern 
zu können.

Die Verwaltung wird beauftragt, einen formalen Beitritt zu Initiative zu prüfen. Sollte ein Beitritt zur 
Initiative möglich sein, wird die Verwaltung einen Beitritt der Stadt Löningen hierzu veranlassen.

Begründung

Die Städte und Gemeinden in Deutschland stehen beim Thema Mobilität und Verkehr vor großen 
Herausforderungen. Eine stadt- und umweltverträgliche Gestaltung der Mobilität ist Voraussetzung 
für die Zukunftsfähigkeit der Städte.
Lebendige, attraktive Städte benötigen lebenswerte öffentliche Räume.
Gerade die Straßen und Plätze mit ihren vielfältigen Funktionen sind das Aushängeschild, das Gesicht 
der Städte. Sie prägen Lebensqualität.
Diesen Anspruch mit den Mobilitäts-, Erreichbarkeits- und Teilhabeerfordernissen von Menschen und
Wirtschaft zu vereinbaren, ist eine zentrale Aufgabe.



Ein wesentliches Instrument zum Erreichen dieses Ziels ist ein stadtverträgliches 
Geschwindigkeitsniveau im Kfz-Verkehr auch auf den Hauptverkehrsstraßen. Es ist bekannt, dass eine
Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h erhebliche positive Auswirkungen haben würde: 

● Die Straßen werden wesentlich sicherer, gerade für die besonders Gefährdeten, die zu Fuß 
oder mit dem Fahrrad unterwegs bzw. mobilitätseingeschränkt sind.

● Die Straßen werden leiser – und das Leben für die Menschen, die an diesen Straßen wohnen, 
deutlich angenehmer und gesünder.

● Bei Gewährleistung eines guten Verkehrsflusses kann auch die Luft in den Straßen sauberer 
werden, was allen zugutekommt, die hier unterwegs sind.

● Die Straßen gewinnen ihre Funktion als multifunktionale Orte zurück, die mehr sind als 
Verbindungen von A nach B.

● Und schließlich: die Straßen werden wieder lesbarer, Regeln einfacher und nachvollziehbarer
(kein Flickenteppich mehr), das Miteinander wird gestärkt, der Schilderwald gelichtet. 

Das Straßenverkehrsrecht setzt den Kommunen jedoch erhebliche Grenzen, eigenständig 
entscheiden zu können, wo eine Regulierung der Höchstgeschwindigkeit erlaubt ist. 
Deshalb muss das Straßenverkehrsrecht zulässige Höchstgeschwindigkeiten innerorts neu regeln. Die
Kommunen haben immer noch nicht die Möglichkeit zu entscheiden, wann und wo 
Geschwindigkeiten flexibel und ortsbezogen angeordnet werden. Die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit muss endlich überall über die zuständigen Straßenverkehrsbehörden so 
angeordnet werden können, wie es unter Abwägung aller relevanten umwelt-, verkehrs- und 
städtebaubezogenen Belange angemessen ist. Dies nutzt den Städten, erweitert ihre 
Gestaltungsfreiheit und öffnet ihre Entwicklung in Richtung mehr Lebendigkeit, Lebensqualität und 
Nachhaltigkeit.

Die Städte und Gemeinden benötigen einen neuen straßenverkehrsrechtlichen Rahmen, der es ihnen
ermöglicht, Tempo 30 als verkehrlich, sozial, ökologisch und baukulturell angemessene 
Höchstgeschwindigkeit dort anzuordnen, wo sie es für sinnvoll erachten.

Mit freundlichen Grüßen 

Gruppe SPD Löningen – Bündnis 90/Die Grünen Löningen


